
 

Votum des GKV-Spitzenverbandes zum Ergebnisbericht des Fachgremiums 
„Standortklausel § 130a SGB V“ 

28.09.2026 

Als berufenes Mitglied des Fachgremiums „Standortklausel § 130a SGB V“ trägt der GKV-
Spitzenverband, vertreten durch Stefanie Stoff-Ahnis, stellvertretende Vorstandsvorsitzende, den 
Beschluss nicht mit und gibt ein abweichendes Votum ab. Die Gründe werden nachfolgend im 
Einzelnen dargestellt. 

1) Erhebliche finanzielle Risiken – Ziel der Beitragssatzstabilität in Gefahr 

Die Beratungen des Fachgremiums wurden vor dem Hintergrund des GKV-
Beitragssatzstabilisierungsgesetzes geführt, das eine Stabilisierung der Beitragssätze im Jahr 2027 und 
der Folgejahre anstrebt. Entsprechend lautete der Arbeitsauftrag, zusätzliche Belastungen für 
Beitragszahlende, Lohnnebenkosten und den Bundeshaushalt zu vermeiden. 

Die Ergebnisse der Beratungen des Fachgremiums setzen diesen Arbeitsauftrag nicht um. Der 
Ergebnisbericht greift zwar die Finanzierungsthematik, die Wahrung der Beitragssatzstabilität sowie die 
Prognose der Finanzwirkungen einer Standortklausel auf. Gleichwohl bleibt aus Sicht des GKV-
Spitzenverbandes die zentrale Frage des Arbeitsauftrags unbeantwortet: Für die verbindliche 
Finanzierung einer Standortklausel wurde keine konsensual getragene Lösung gefunden – 
insbesondere wurde ein Rückgriff auf Beitragsmittel der gesetzlichen Krankenversicherung nicht 
ausgeschlossen. 

Der GKV-Spitzenverband hat frühzeitig einen für die Beitragszahlenden tragfähigen kostenneutralen 
Finanzierungsvorschlag in die Beratungen eingebracht. Dieser wurde mehrheitlich zurückgewiesen. 
Alternative Finanzierungsoptionen wurden lediglich andiskutiert. Die Frage, wie eine kostenneutrale 
Finanzierung verbindlich gewährleistet werden kann, wurde durch das Fachgremium nicht 
beantwortet. Zugleich wurde in den Beratungen deutlich, dass keine realistische Aussicht auf eine 
Finanzierung aus Bundesmitteln besteht. 

Darüber hinaus liegt keine geeinte, auf transparenten Daten basierende Einschätzung vor, welche 
Kostenwirkung mit einer Standortklausel in der vorliegenden Ausgestaltung einhergehen würde. 
Flankierend zu den Beratungen erhielt nur ein ausgewählter Kreis an Teilnehmern – nicht aber der 
GKV-Spitzenverband – Einblick in spezifische Daten anderer Gremienteilnehmer zur Abschätzung der 
Finanzwirkung. Eine wesentliche Voraussetzung für eine belastbare Bewertung der wirtschaftlichen 
Tragweite der vorgeschlagenen Maßnahmen ist damit nicht erfüllt. In dem Bericht wird weiterhin 
dokumentiert, dass zur Kostenbelastung einer Standortklausel unterschiedliche Einschätzungen 
bestehen. Nach Schätzungen des GKV-Spitzenverbandes ist von einer Belastungswirkung in Höhe von 
1,3 Mrd. Euro zuzüglich weiterer mittelfristiger Steigerungseffekte auszugehen. 
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Zusammenfassend besteht vor diesem Hintergrund das erhebliche Risiko, dass entstehende Kosten auf 
die GKV verlagert und somit gesetzlich Versicherte und ihre Arbeitgeber zusätzlich belastet werden. 
Damit würde das gesetzliche Ziel der Beitragssatzstabilität konterkariert.  

Ohne eine verbindliche und für die GKV kostenneutrale Ausgestaltung der Standortklausel kann der 
GKV-Spitzenverband den Vorschlag des Fachgremiums nicht mittragen. 

2) Rechtliche Bedenken – Finanzierung wirtschaftspolitischer Ziele aus Beitragsmitteln 

Der GKV-Spitzenverband unterstützt ausdrücklich das staatliche Ziel eines leistungsfähigen Pharma- 
und Forschungsstandorts sowie resilienter Produktions- und Lieferstrukturen. Deren Förderung ist 
jedoch eine wirtschafts-, industrie- und gegebenenfalls sicherheitspolitische Aufgabe. Eine Finanzierung 
über Arzneimittelpreise und damit aus Beitragsmitteln der GKV widerspricht der Zweckbindung dieser 
Mittel: Finanzmittel der GKV dienen allein dem Zweck, die Gesundheit der Versicherten zu erhalten, 
wiederherzustellen oder ihren Gesundheitszustand zu bessern. Das Bundesverfassungsgericht hat 
bereits 2005 im Beschluss vom 18. Juli 2005 (2 BvF 2/01) festgehalten: „Sozialversicherungsbeiträge 
zeichnen sich durch eine strenge grundrechtlich und kompetenzrechtlich begründete Zweckbindung 
aus. (…) Die erhobenen Geldmittel dürfen daher allein zur Finanzierung der Aufgaben der 
Sozialversicherung eingesetzt werden.“ 

Aus Sicht des GKV-Spitzenverbandes ist es im Verlauf der Beratungen nicht gelungen, einen 
belastbaren Zusammenhang zwischen den vorgesehenen Förderkriterien und einer Verbesserung der 
Versorgung der Versicherten nachzuweisen. Weder für die Durchführung von Studien in Deutschland, 
die Tarifbindung, Forschungs- und Entwicklungsaufwendungen noch für allgemeine 
Standortinvestitionen wurde belegt, dass diese Kriterien geeignet sind, die Versorgung der Versicherten 
mit patentgeschützten Arzneimitteln nachhaltig zu verbessern. Die Auswahl der Kriterien orientiert sich 
an industrie- und standortpolitischen Zielsetzungen – sie sind nicht auf eine zweckgerichtete Stärkung 
von resilienteren Versorgungsstrukturen ausgerichtet. 

Europarechtliche Risiken konnten aus Sicht des GKV-Spitzenverbandes im Verlauf der Beratungen nicht 
ausgeräumt werden. Insbesondere blieb offen, weshalb eine an Produktionsstandorten, 
Forschungsaktivitäten oder Investitionen in Deutschland anknüpfende Begünstigung erforderlich und 
verhältnismäßig sein soll. Sie diskriminiert Wettbewerber aus anderen EU-Mitgliedstaaten, ohne dass 
erkennbar wäre, dass die vorgeschlagenen Kriterien für den Gesundheitsschutz oder die Versorgung 
der Bevölkerung mit im Krisenfall benötigten Arzneimitteln geeignet und erforderlich sind. Aus Sicht 
des GKV-Spitzenverbandes besteht das Risiko, dass die Regelung als selektive Begünstigung einzelner 
Unternehmen oder Unternehmensgruppen bewertet wird. Kritisch ist daher zu bewerten, dass das 
Fachgremium zwar eine Notifizierung bei der EU-Kommission erwägt, jedoch keine entsprechende 
Notifizierungsstrategie erarbeitet hat. Im Fall einer gerichtlichen Beanstandung durch Unternehmen 
könnten sich hieraus für alle beteiligten Akteure aufwändige und mit finanziellen Risiken verbundene 
Rückabwicklungsverfahren ergeben. 

Überdies bleiben Zweifel, ob mit der Ausgestaltung der beabsichtigten Maßnahmen die gewünschten 
wirksamen Anreize für zusätzliche Investitionen, zusätzliche Forschungskapazitäten oder eine 
messbare Verbesserung der Versorgungssituation tatsächlich gesetzt werden. Nicht auszuschließen ist 
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aus Sicht des GKV-Spitzenverbandes das Risiko von Mitnahmeeffekten. Vor diesem Hintergrund 
bestehen beim GKV-Spitzenverband rechtliche Bedenken sowie Zweifel an der Zielgenauigkeit der 
Maßnahmen. 

 

Aus den vorgenannten Gründen trägt der GKV-Spitzenverband den Ergebnisbericht in der vorliegenden 
Form nicht mit. 


